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Einleitung


Alle Menschen sind gleich und es gibt keine vermeintlich „besseren“ und „schlechteren“ Menschen, da jede/r Einzelne als Mensch auf dieser Welt geboren wird. Alle sind vom Ursprung her gleich, gleichwertig und die Würde des Menschen ist unantastbar, zumal der Geburtsort nicht frei wählbar ist.


Als „Flüchtlinge“ werden Menschen bezeichnet, welche unter Druck dauerhaft ihren Wohnort wechseln müssen. Niemand verlässt gerne sein Heimatland und seinen Lebensmittelpunkt – die Orte an denen er/sie aufgewachsen ist und wo er/sie viel erlebt hat. Doch „Flüchtlinge“ müssen dies tun und flüchten, um das eigene Überleben zu sichern und sich eine Zukunft in der Fremde aufbauen zu können. Im Jahr 2018 waren ca. 70,8 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht. Diese Menschen fliehen vor Krieg, Folter, Bürgerkrieg und anderer Verfolgung sowie lebensbedrohlicher Armut oder Naturkatastrophen. Davon leben rund 84% der Geflüchteten nach wie vor in Entwicklungsländern1. Die Zahl der Menschen, welche innerhalb ihres eigenen Landes vertrieben wurden, liegt bei 41,3 Mio. – im Vergleich zu 40 Millionen im Jahr davor. Dies betrifft vor allem Menschen aus Syrien, Kolumbien und der Demokratischen Republik Kongo.2


Fast die Hälfte der Flüchtlinge weltweit sind Kinder unter 18 Jahren. Die fünf größten Herkunftsländer von Flüchtlingen sind: Syrien mit 6,7 Mio. Geflüchteten, Afghanistan mit 2,7 Mio. Geflüchtete, Südsudan mit 2,3 Mio. Geflüchteten, Myanmar mit 1,1 Mio. Geflüchteten und Somalia mit 0,9 Mio. Geflüchteten. Dabei leben fast 80% der Flüchtlinge in einem angrenzenden Nachbarsland und somit in Entwicklungsländern. Bei nur 3,5 Millionen geflüchteten Menschen handelt es sich um sog. Asylsuchende, welche anderswo internationalen Schutz als Flüchtlinge suchen und als solche registriert sind3.


Die kleine Gruppe von Flüchtlingen, welche dennoch ihren Weg nach Europa gefunden hat, begegnet hier einem System der Ablehnung und hat einen schweren Weg bis zur Integration und den Möglichkeiten der Teilhabe vor sich. Durch ihre Flucht und die Verfolgung im Heimatland bringen die Flüchtlinge eine oftmals tragische Geschichte mit sich und es bedarf eines gesonderten Umgangs mit diesen traumatischen Erlebnissen.


Doch sind diese Fluchtbewegungen nach Europa, wie in den Massenmedien und von der Politik dargestellt, ein sogenanntes „soziales Problem“? Dieser zentralen Fragestellung wird in dem vorliegenden Buch nachgegangen und es wird aufgezeigt wie und mit welchen Mechanismen bzw. Interessen dieses soziale Problem konstruiert und etabliert wird.


Niemand setzt sich leichtfertig nachts in ein marodes Boot, wissend, dass der Tod droht. Niemand setzt alles aufs Spiel, lässt alles los – die Heimat, Besitz, Familienangehörige, vielleicht sogar Kinder – und das alles nur in der Hoffnung auf den Bezug von Sozialleistungen. Wer Asyl sucht, kämpft oft ums Überleben. Weil im Herkunftsland Krieg herrscht, Verfolgung droht, Diskriminierung an der Tagesordnung oder die eigene Existenz permanent in Gefahr ist.


Flüchtlinge zu schützen ist eine humanitäre und völkerrechtliche Verpflichtung, die keiner Kosten-Nutzen-Rechnung unterliegen darf. Das Asylrecht in der deutschen Verfassung, die Genfer Flüchtlingskonvention und die Europäische Menschenrechtskonvention, die zum Flüchtlingsschutz verpflichten, wurden als Reaktion auf die Grausamkeiten des Nazi-Regimes und des Zweiten Weltkriegs geschaffen. Wer diese Rechte in Frage stellt, stellt die Grundlagen unseres Rechtsstaats in Frage.


Im Diskurs um das Thema „Flucht und Asyl“ gibt es viele unterschiedliche Vokabeln, welche verwendet werden, um die Gruppe von Menschen zu beschreiben, welche unfreiwillig ihren Lebensmittelpunkt in ein anderes Land verlagern müssen. Diese Vokabeln sind u.a. folgende:




	AsylantInnen


	Flüchtlinge


	Geflüchtete


	AsylbewerberInnen


	MigrantInnen


	ZuwanderInnen


	Wirtschaftsflüchtlinge


	SozialschmarotzerInnen


	Zuwanderung in die Sozialsysteme





Ziel dieses Buches ist es, den Diskurs erkennbar und identifizierbar werden zu lassen, sodass deutlich wird mit welchen Konstruktionen die Gruppe der „Flüchtlinge“ künstlich hergestellt wird. Hierzu wird die europäische Gesetzgebung kritisch analysiert unter der Perspektive wie das Flüchtlingsproblem konstruiert wird.


Zunächst einmal ist festzuhalten, dass Flüchtlinge Menschen sind, welche aufgrund von kriegerischen Auseinandersetzungen, lebensbedrohlicher Armut, Unterdrückung, Gewalt und Verfolgung ihre Heimatländer verlassen müssen. In diesem Kontext finden die grenzüberschreitenden Fluchtbewegungen heute hauptsächlich in Afrika, im Nahen Osten, in Asien oder auch in Mittelamerika statt, sodass nur eine verhältnismäßig kleine Gruppe ihren Weg nach Europa findet. Die soziale Situation von Flüchtlingen ist maßgeblich durch ihren jeweiligen Aufenthaltsstatus innerhalb des Asylverfahrens bzw. nach Abschluss (erfolgreich oder auch nicht) geprägt (vgl. Heckmann 1999, S. 346).


Dabei wird die Gruppe der Flüchtlinge ausschließlich über den Aufenthaltsstatus definiert. Damit werden sie zugleich als „soziales Problem“ definiert und veranlagt. Das Hauptproblem der Flüchtlinge besteht jedoch darin, dass „sie anwesend, aber nicht zugehörig sind“ (Heckmann 1999, S. 348). Dies wird nachfolgend in dieser Arbeit ausführlich dargestellt und erläutert werden.


„Zwar bestehen eindeutige Zugehörigkeiten über die verschiedensten gesellschaftlichen Beziehungen, vom Wirtschaftsleben bis in den Freizeitbereich hinein, bis hin zur Verpflichtung, Steuern zu zahlen, aber die Nicht-Staatsangehörigkeit ist in entscheidender Weise auch eine gesellschaftliche Nicht-Zugehörigkeit und Ausschließung, die sich durch einen expliziten Ausländerstatus definiert.“ (Heckmann 1999, S. 348)


Flüchtling zu sein ist mehr als nur ein rechtlicher Status. Diese Etikettierung betrifft das ganze Leben und jede Lebenslage. Innerhalb des Systems einer ethnischen Schichtung, sind die ethnischen Minderheiten die benachteiligten, unterdrückten, diskriminierten und stigmatisierten ethnischen Gruppen. Dabei bezieht sich der Begriff Minderheit in einem soziologischen Sinne nicht auf ein Zahlenverhältnis, sondern auf etwas Qualitatives bzw. auf ein Ungleichverhältnis (vgl. Heckmann 1999, S. 337).


Dieses Buch erhebt nicht den Anspruch auf abschließende Lösungsvorschläge für die skizzierten Fragestellungen. Stattdessen ist es Ziel dieser Arbeit eine Problematisierung auf wissenschaftlicher Basis herzustellen.


Zum Aufbau der Arbeit ist zu sagen, dass eine allgemeine Verortung dieses Buches innerhalb der kritischen Sozialen Arbeit im Sinne einer Konfliktorientierung vorgenommen wird. Dies bildet auch die analytische Grundlage für die nachfolgenden Inhalte dieses Buches. Um die theoretische Basis zu schaffen, werden dann die zentralen und wichtigsten Migrationstheorien sowie die theoretischen Grundlagen zu Diskriminierung und Rassismus, dargestellt und auf Flüchtlinge bezogen.


Im Fokus dieser Arbeit stehen dann die Kapitel zur Analyse der europäischen Gesetzgebung in Bezug auf Asyl und die Konstruktion des sozialen Problems „Flüchtlinge“. Um dies weiter analysieren zu können, wird der Ansatz des „Doing Social Problems“ nach Axel Groenemeyer verwendet, sodass gezeigt werden kann, wie die Konstruktion dieses sozialen Problems funktioniert. Um diese Analyse noch weiter zu vertiefen, findet sich hieran anschließend der Ansatz der „symbolischen Politik“ (Murray Edelman), welcher auf das Thema Flüchtlinge und Asyl übertragen und angewendet wird.


Am Ende des Buches stehen der Bezug zur Sozialen Arbeit und ein Fazit mit weiterführenden Forschungsfragestellungen. Im Anhang finden sich ein Glossar mit wichtigen Begriffen für diesen Bereich und weitere gesetzliche Erläuterungen zum juristisch kodifizierten Flüchtlingsstatus in Europa.





1 Vgl. https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/informieren/fluechtlingszahlen/


2 Vgl. https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/informieren/fluechtlingszahlen/


3 Vgl. https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/informieren/fluechtlingszahlen/




1. Die Konstruktion der sozialen Welt


Ziel dieses Buches ist es, zu analysieren, inwiefern im europäischen Raum das soziale Problem „Flucht und Flüchtlinge“ künstlich konstruiert wird. Im Fokus steht dabei die Frage, welche Interessen sich dahinter verbergen und vor allem welche AkteurInnen in diesem Zusammenhang aktiv sind.


Damit schließe ich mich einer kritischen Forschungsperspektive an, welche sich der Herausforderung stellt die Subjekte jenseits des institutionellen Blicks zu sehen. Dies impliziert vor allem, dass mit den institutionellen Problemdefinitionen von sog. „sozialen Problemen“ und Normalitätsunterstellungen gebrochen wird (vgl. Anhorn & Stehr 2012, S. 69).


Die Kategorien der Normalität und die Darstellung von Konformität sowie die Kategorien der Abweichung können jeweils strategisch eingesetzt werden, um damit gesellschaftliche Vorteilspositionen oder auch Zugehörigkeiten zu definieren (vgl. ebd.).


Für die Soziale Arbeit, und insbesondere für die Arbeit mit Flüchtlingen, stellt sich nun das grundlegende Dilemma, dass soziale Leistungen und gesetzliche (Rechts-)Ansprüche an Bedingungen geknüpft sind, sodass den Subjekten (z.B. Flüchtlingen) zugemutet wird, diese degradierenden, diskriminierenden und moralisierenden Merkmalszuschreibungen als Voraussetzungen dafür aufzugreifen (vgl. ebd.). Das Subjekt hat keine Chance sich diesen Etiketten bzw. Zuschreibungen zu entziehen und wird damit zum Ziel von sozialem Ausschluss.


Dieses Buch folgt einer kritischen Forschungsperspektive (im Sinne der Analyse der Konstruktion des Flüchtlingsproblems), welche sich dadurch auszeichnet, dass „[…] sie auf die Aufdeckung und Artikulation von Interessenskonflikten zielt und die Subjekte in ihrem Status als Konfliktpartei in den Auseinandersetzungen um gesellschaftliche Positionen wahrnimmt und sie zu ´Konfliktsubjekten´ werden lässt, die mit ihren Mitteln ihre Interessen – oftmals auf sehr verschlungenen Wegen – formulieren.“ (Anhorn & Stehr 2012, S. 69)


Damit zielt diese Forschung auf die Aufdeckung und die Beteiligung von Konflikten, um gesellschaftliche Positionierungen und als Bearbeitung von Ausschließungssituationen (vgl. ebd.).


Eine konflikt- und befreiungstheoretisch-orientierte Forschung innerhalb der Sozialen Arbeit hat das Ziel an den zentralen Widersprüchen der Sozialen Arbeit anzusetzen und diese sichtbar zu machen. Die Soziale Arbeit steht in einem vielfältigen und umfangreichen Spannungsfeld. Einerseits ist sie als Ordnungsmacht angehalten, disziplinierende und kontrollierende Funktionen zu erfüllen und andererseits soll sie für ihre AdressatInnen emanzipatorische Perspektiven befördern und ermöglichen (vgl. ebd. S. 72).


In Bezug auf das konflikttheoretisch orientierte Analyseprogramm in diesem Buch heißt das nun, dass es Ziel ist, die gesellschaftspolitischen, institutionellen und situativen Bedingungen herauszuarbeiten, welche es möglich werden lassen, dass Handeln in der Sozialen Arbeit zur Emanzipation und zur Partizipation der AdressatInnen beitragen kann. Auf der anderen Seite müssen die Mechanismen und Prozesse aufgedeckt werden, durch welche das professionelle Handeln in Prozesse der Disziplinierung und Ausschließung umschlagen kann (vgl. ebd. S. 72f.).


Für dieses Buch wird in diesem Sinne zunächst ausführlich dargestellt wie die Gruppe der Flüchtlinge und somit das Flüchtlingsproblem selbst, auf juristischer Ebene durch die europäische Gesetzgebung konstruiert und dargestellt wird. Diesen Ausführungen zur künstlichen Konstruktion folgt die Analyse des vermeintlichen Flüchtlingsproblems anhand von konflikttheoretischen Ansätzen sowie dem Ansatz des „Doing Social Problems“ (Axel Groenemeyer).



1.1 Die Erfindung der Nation


Die Bildung von Nationalstaaten ist das Ergebnis einer erfolgreichen und anerkannten Monopolisierung der Verfügung über militärische wie auch polizeiliche Machtmittel. Hinzu kommt die Erhebung von Steuern und Abgaben aus der Gesellschaft in einem Herrschaftsverband (vgl. Groenemeyer et. al. 2012, S. 120).


„Heute treibt die unbarmherzige Maschinerie des Kapitalismus den Prozeß der Entwurzelung in noch gewaltigerem Umfang, mit noch größerer Geschwindigkeit und mehr und mehr über nationale Grenzen weiter voran. Immer weniger von uns sind sich dessen gewiß, wo und was das ´Sein´ ist, das uns bei unserem letzten Atemzug in Empfang nehmen wird.“ (Anderson 1996, S. 212)


Die Stabilisierung und die Legitimierung des Herrschaftsverbandes nach innen und außen beinhalten zwangsläufig auch die Entwicklung eines einheitlichen Verwaltungsstabs, souveräne Verfügung über Mittel und Ressourcen der Kriegsführung und der Polizei, sowie einer arbeitsteiligen Organisation bürokratischer Verwaltung. Ein weiteres Potential zur Legitimation wird über die Schaffung von demokratischen Wahlen bzw. über die Herstellung von Ordnung und Sicherheit und darüber hinaus über weitere staatliche Leistungen geschaffen (vgl. Groenemeyer et. al. 2012, S. 120).


„Die Monopolisierung legitimer physischer Gewaltsamkeit beschreibt eine Minimalfunktion des Staates, durch die in der Gesellschaft befriedete Räume geschaffen werden und damit eine gesellschaftliche Ordnung hergestellt und stabilisiert wird. Sobald die Monopolisierung legitimer Gewalt erfolgreich angezweifelt wird, hört der Staat faktisch auf zu existieren, wie uns der Blick auf Bürgerkriege lehrt.“ (Groenemeyer et. al. 2012, S. 120)


In diesem Sinne ist die Entwicklung hin zum heutigen Modell der Nationalstaaten als sukzessive Sicherstellung von Bürgerrechten durch den Staat zu beschreiben, welcher allen BürgerInnen die gleichen zivilen, politischen und sozialen Rechte einräumt. Dabei beruht die legale Herrschaft auf dem Prinzip einer einheitlichen und homogenen Rechtsverordnung. Dieser sog. Rechtsstaat wird als demokratischer Rechtsstaat auf der Grundlage einer relativen kulturellen Homogenität konzipiert und konstruiert. Die nationale Identität der StaatsbürgerInnen entwickelt sich über einheitliche Erziehungssysteme sowie die politische Vereinheitlichung der Sprache. Dies wird begleitet durch den Prozess der ethnischen Homogenisierung durch Grenzziehungen, Vertreibungen und auch Umsiedlungen (vgl. Groenemeyer et. al. 2012, S. 121).


„Damit gewinnt die Idee der Herstellung von Sicherheit im Diskurs über die Aufgaben staatlicher Politik eine wichtige Rolle […] Bedrohungen der Ordnung oder der Sicherheit werden durch diese Institutionen und Organisationen in jeweils spezifischer Weise wahrgenommen und konstruiert, bevor sie in staatliche Interventionen umgesetzt werden.“ (Groenemeyer et. al. 2012, S. 121)



1.2 Macht und Regieren bei Foucault


Für Foucault ist Macht ein Feld von Kräfteverhältnissen und ein Feld von strategischen Beziehungen zwischen Individuen und Gruppen. In Bezug auf Regierung werden die Kräfteverhältnisse und damit auch die Bedingungen möglicher Kämpfe, stärker ausgehend von Führungsverhältnissen gedacht (vgl. Rau 2010, S. 68).


Wenn Foucault von Regierung spricht, dann meint er nicht die politischen oder staatlichen Strukturen. Stattdessen stellt der Begriff Regierung einen Sammelbegriff vielfältiger Führungsweisen dar, welche sich sowohl auf die Führung von sich selbst als auch auf die Führung von anderen beziehen kann. Damit besteht die Machtausübung im Führen der Führungen und in der Schaffung von Wahrscheinlichkeit. Führung ist die Tätigkeit des Anführens anderer und die Weise des Sich-Aufführens in einem offenen Feld von Möglichkeiten (vgl. Rau 2010, S. 68).


Für Foucault hat Macht keinen originären Ort, sondern vollzieht sich immer im aktiven Handeln. Wenn Foucault nun die Regierung als Führen von Führungen definiert, zeigt sich, dass Regierung kein Apparat, sondern die Kunst der Menschenführung ist. Damit setzt er die Regierung mit dem Wesen von Macht gleich und löst damit den Begriff der Macht vollständig in eine Praxis auf. Dementsprechend stehen im Fokus der Regierung, im Sinne des Führens von Führungen, nun wiederum strategische Beziehungen zu den Handlungen anderer oder zu sich selbst. Weiterhin beinhaltet diese Analyse von Macht und Regierung, dass es eine Pluralität an Regierungsweisen gibt. Dabei sind für Foucault die Methoden, Techniken und Rationalitäten heterogen, vielfältig und spezifisch. Innerhalb der Gesellschaft gibt es zahlreiche Formen und Orte des Regierens von Menschen durch andere Menschen und diese überlagern, begrenzen einander oder stehen sich gegenüber bzw. verstärken sich wiederum (vgl. Rau 2010, S. 70).


„Macht ist bei Foucault mit der Regierung eine Machtbeziehung, und zwar stets im Plural und ohne Zentrum.“ (Rau 2010, S. 70)


Im Kern ist Regieren also keine Macht, welche direkt auf den Menschen zugreift, sondern vermittelt und im Kern darauf angelegt ist, Dinge richtig zu arrangieren sowie für die richten Beziehungen und Bedingungen Sorge zu tragen, sodass dies oder jenes erreicht wird. Das heißt, dass es um die Art und die Qualität von Beziehungen von Menschen geht.


„So die Regierung auf Verbindungen zielt, diese gewissermaßen prozessiert und generiert, handelt es sich vom Standpunkt des Individuums aus stets um ein ´Regieren auf Distanz´. Für die Regierungspraxis ist folglich weniger das Oktroyieren von Gesetzen kennzeichnend, sondern die ´Anwendung von Taktiken´, das Arbeit mit ´Wahrscheinlichkeiten´, die Produktion von ´Rahmenbedingungen´ […] Indirekt auf das Handeln von Kollektiven und Individuen einzuwirken, bedeutet jedoch auch für diesen Machttypus, mit ´Differenzierungen´ zu arbeiten, die für jede Machtbeziehung ´zugleich Voraussetzung und Wirkung´ sind […].“ (Rau 2010, S. 71)


Als Fazit lässt sich sagen, dass Macht überall aber nicht total ist. Macht setzt Freiheit voraus, da Beziehungen nur geführt werden können, wenn Freiheit da ist. In jedem Fall unterscheidet Foucault zwischen Machtbeziehungen als strategisches Spielen zwischen Freiheiten und Herrschaftszuständen, welche man üblicherweise als Macht bezeichnet. In der Machtanalyse von Foucault zeigen sich drei Ebenen: strategische Beziehungen, Regierungstechniken und Herrschaftszustände (vgl. Rau 2010, S. 72ff.).



1.3 Migrationsforschung als Kritik


Das Recht auf freie Wahl des Wohn- und Aufenthaltsortes wird weltweit so oft verletzt, wie kaum ein anderes Recht. Dabei hat das nationalstaatliche System sich das Recht eingeräumt darüber zu entscheiden, wem und unter welchen Umständen Zutritt zum Staatsgebiet gewährt wird. Weiterhin hat der Nationalstaat das Recht festzulegen, wer dazu aufgefordert wird zu gehen und wer unter welchen Umständen bleiben darf. Dies bedeutet gleichzeitig eine Privilegierung der eigenen StaatsbürgerInnen sowie die gewaltsame Abschottung der nationalen und europäischen Außengrenzen gegenüber ungewollter Immigration (vgl. do Mar Castro Varela 2013, S. 65).


„Migrant_innen werden fernerhin zur Projektionsfolie für all das, was Europa für sich als überwunden befunden hat: etwa ´traditionelle Geschlechterrollen´, ´ sexuelle Unterdrückung´ und die Idee der ´Ehre´ als treibende moralische Kraft. Und so ist Migration heute bestechenderweise für Europa […] unerlässlich für die Selbstbestimmung. Europas Bürger_innen sind eben das, was die Migrant_innen nicht sind […].“ (do Mar Castro Varela 2013, S. 65f.)


Migration ist ein hochpolitisches und aktuelles Thema. Bei diesem Thema geht es immer auch um die Frage, wie und wo symbolische und materielle Grenzen politischer Kontexte festgelegt werden sollen. Ebenso ist die Frage zentral, welcher Umgang innerhalb dieser Grenzen mit Differenz und Ungleichheit angemessen ist (vgl. Arens et. al. 2013, S. 43).


„Migration ist ein gesamtgesellschaftlich bedeutsames und umkämpftes Thema, das grundlegende Fragen berührt: Wer ist legitimes politisches Subjekt? Welche sozialen Ungleichheiten zwischen Menschen sind hinnehmbar? Daher werden die Beiträge der Migrationsforschung immer auch von einer politischen Öffentlichkeit aufgegriffen, diskutiert und verwertet.“ (Arens et. al. 2013, S. 43)


Die Ziele einer von der Kritik mobilisierten Migrationsforschung, lassen sich wie folgt zusammenfassen: (vgl. Arens et. al. 2013, S. 48ff.)




	Es geht um die Analyse migrationsgesellschaftlicher Herrschaftsstrukturen. Dies bezieht sich auf die Strukturen, welche die Menschen im Hinblick auf die Möglichkeit einer freieren Existenz behindern, ihre Würde einschränken und sie entmündigen.


	
Eine kritische Migrationsforschung richtet sich auf die Subjektivierungsprozesse unter den Bedingungen eben solcher Strukturen. Dabei ist es notwendig sich begrifflich und empirisch mit den Themen Verhinderung, Einschränkung und Begrenzung bzw. auch Widerstand auseinanderzusetzen. Dabei muss es Ziel bleiben, durch Analysen für Verhältnisse einzutreten, in welchen Menschen ihr Leben auf würdige und sichere Art führen können.


	Weiterhin zielt kritische Migrationsforschung auch auf die Analyse von Möglichkeiten und Formen der Verschiebung sowie die Veränderung von Zugehörigkeitsordnungen und Herrschaftsstrukturen. Hierzu zählt ggf. auch der Widerstand gegen diese bzw. innerhalb dieser. Ziel ist es empirisch und durch Analysen zu ergründen, wie das „Freiere“ und „Würdigere“ aussehen kann, da Herrschaftsverhältnisse weder strikt determiniert noch notwendig sind.





„Es ist nicht festgelegt; genau diese Nicht-Festgelegtheit, die Modulation, dieses Gleiten, diese Variation, gilt es nachzuvollziehen und zu wagen. Für sie steht Migrationsforschung im Zeichen der Kritik ein.“ (Arens et. al. 2013, S. 49).


Der grundlegende Gegenstand der Migrationsforschung ist das Verhältnis, welche Individuen zu natio-ethno-kulturellen Ordnungen eingehen bzw. eingehen müssen. Weiterhin findet sich dieses in den politischen und kulturellen Kämpfen, den empirischen Ausprägungen, den Veränderungen und Beharrlichkeit dieses Verhältnisses. Dementsprechend hat Migrationsforschung es mit einem relationalen Gegenstand zu tun. Ebenso ist Migration als Ausdruck von Veränderungen, als Wandel, Bewegung in Form und als Folge von Mobilität von Personen und Personengruppen kein neues Phänomen, sondern eine historische Tatsache. Dabei stellen Migrationsbewegungen eine entscheidende Antriebsquelle für den gesellschaftlichen Wandel dar (vgl. Arens et. al. 2013, S. 7ff.).


Migration ist ein Forschungsgebiet, welches die Zuständigkeiten von vielen wissenschaftlichen Disziplinen (Jura, Soziologie, Politikwissenschaft etc.) einschließt. Daher wird es als inter- und multidisziplinäres Forschungsfeld dargestellt. Es ist davon auszugehen, dass sich die Grundkategorie der Migrationsforschung in der Veränderung des Verhältnisses von Individuen zu Zugehörigkeitsordnungen findet. Dementsprechend können diese als natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeitsordnungen. Dabei kann die Bedeutung von Migrationsbewegungen nur mit Bezug auf Zugehörigkeitsordnungen erfasst werden. Dabei verweist der Begriff natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeit auf Strukturen, in welchen symbolische Distinktions- und Klassifikationserfahrungen, Erfahrungen der Handlungsmächtigkeit und Wirksamkeit sowie biografische Erfahrungen der kontextuellen Verortung ermöglicht werden.


In diesem Sinne sind natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeitskontexte faktische und imaginäre Räume, in welchen ein handlungsrelevantes Verständnis seiner selbst erlernt und praktiziert wird (vgl. Arens et. al. 2013, S. 15ff).


„Zum einen geht es darum, Zugehörigkeitsordnungen nicht als natürliche Container zu verstehen, in dem das gesellschaftliche Leben sich schlicht vollzieht, sondern diese Ordnungen genealogisch im Hinblick auf Bedingungen und Konsequenzen ihres Wirksamwerdens zu untersuchen. Zum anderen geht es im Wissen um die dreifache Macht dieser Ordnungen in ausgeprägter Art und Weise um die Untersuchung der Macht, die in und von diesen Ordnungen über Individuen ausgeübt wird und um die Untersuchung der Frage, wie sich Individuen diesen Ordnungen entziehen, diese verändern oder/und aneignen. Diese Aufgaben stellt sich zumindest jene Migrationsforschung, die von der Idee der Kritik motiviert ist.“ (Arens et. al. 2013, S. 29)


Als Fazit zur Frage was eine kritische Migrationsforschung kennzeichnet, lässt sich festhalten, dass das Motiv der Kritik mobilisiert und die wissenschaftliche Aufmerksamkeit in eine Richtung leitet, welche wiederum „migrationsgesellschaftliche Herrschaftsstrukturen, Subjektivierungsphänomene und Formen der Verschiebung und Veränderung dieser Strukturen empirisch und begrifflich in den Blick nimmt.“ (Arens et. al. 2013, S. 49f.) Damit ist für die kritische Migrationsforschung nun eine spezifische moralischethisch begründete politische Ambition einerseits und andererseits die „[…] Präferenz eines bestimmten Untersuchungsbereiches, der durch Herrschaftsverhältnisse und Praxen ihrer Re-Produktion und Ab-Wandlung gekennzeichnet.“ (Arens et. al. 2013, S. 50)




2. Migrationstheorien


Migration bedeutet die dauerhafte räumliche Verlagerung des Lebensmittelpunktes. Hierzu werden nachfolgend die zentralen Migrationstheorien kurz skizziert und dargestellt.


Eine erweiterte Definition des Begriffes „Migration“ nennt Ute Koch:


„Migration zielt zunächst auf die Realisierung von Lebenschancen an räumlich anderer Stelle. Kriterium dafür ist der Zugang zu Ressourcen wie Arbeit, Bildung, Einkommen und Gesundheit.“ (Koch 2009, S. 175)


Prof. Dr. Paul Mecheril, Hochschullehrer für Interkulturelle Pädagogik an der Universität Oldenburg, vertritt hingegen eine andere Sichtweise. Für ihn ist die Bezeichnung „MigrantIn“ eine Bezeichnung, die von Diskursen um Identität, Fremdheit, ethnische und kulturelle Differenz hervorgebracht werde und in unterschiedliche Unterscheidungsweisen einfließe. Dementsprechend sei nun die Bezeichnung „MigrantIn“ eine mehrwertige Bezeichnung und kann mit unterschiedlichsten Bezeichnungen und Akzentuierungen benutzt werden. Der Gebrauch der Bezeichnung „MigrantIn“ könne die Wanderungserfahrungen fokussieren oder die persönliche und familiale Herkunft aus einem nichtdeutschen Gebiet. Ebenso könne auf kulturelle und ethnische Differenzen verwiesen werden oder aber auch festgestellt werden, dass jemand einen nicht-europäischen Pass besitzt (vgl. Mecheril 2004, S. 47ff.).


Betrachtet man die Fragestellung, dann ergeben sich für den Forschungsstand zwei wichtige Themengebiete. Erstens die Unterscheidung zwischen MigrantInnen und Flüchtlingen in der öffentlichen Diskussion und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Sichtweise auf diese Personengruppen. Zweitens ist die Definition des Begriffs „Migration“ von Bedeutung. Und drittens die Frage nach den bisherigen Entwicklungslinien in Migrationsforschung, mit dem Schwerpunkt auf das „Push-Pull Modell“ von Lee (1966).



2.1 Zum Begriff „Flüchtlinge“


Der Begriff „Flüchtlinge“ versucht im Allgemeinen eine sehr heterogene Gruppe zu fassen. Im Alltagsverständnis werden als „Flüchtlinge“ die Personen bezeichnet, welche aus Zwang und unfreiwillig ihre Heimat verlassen müssen und woanders Schutz vor Verfolgung suchen. In der juristischen Tradition in Europa werden, die Personen als „Flüchtlinge“ charakterisiert, welche nach erfolgreichem Abschluss des Asylverfahrens eine Flüchtlingsanerkennung gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention erhalten haben. Personen, welche nach Abschluss des deutschen Asylverfahrens eine Anerkennung gemäß Art. 16a GG erhalten, werden in der Regel als „Asylberechtigte“ betitelt. Als „AsylbewerberIn“ werden die Personen bezeichnet, welche nach Deutschland (im Sinne des deutschen Asylrecht Artikel 16a GG) geflohen sind und hier einen Asylantrag gestellt haben, ohne das darüber bereits entschieden wurde (vgl. Stephens 2013, S. 7).


Das Wort „asylos“ kommt aus dem Griechischen und bedeutet „Zufluchtsstätte“. Im Altertum war damit nicht ein Territorium eines anderen Staates gemeint, sondern ein Ort, der unter Herrschaft der Götter stand (z.B. Tempel, Kirche, Kloster), sodass dort jede menschliche Herrschaft endete und damit auch die Rechte der politischen Machthaber, einen Menschen zwangsweise festzunehmen. Hier konnte ein Flüchtling, selbst wenn er ein Verbrechen begangen hatte, der Verfolgung durch den Heimatstaat entgehen (vgl. Stephens 2013, S. 8).


Dieser Kerngedanke des Asylrechts setzte sich über die Jahrhunderte hinweg durch und findet sich auch im heutigen Recht verankert. Im 19. Jahrhundert setzte sich zunehmend auch der Schutz für politische Flüchtlinge durch. Jeder Staat hat demnach das Recht einen Flüchtling nicht auszuliefern. Vorbehalte gab und gibt es aufgrund von bilateralen Auslieferungsverträgen für politische Flüchtlinge (vgl. ebd



2.2 Emigration


Die Emigration ist der Begriff für das Verlassen der vertrauten und bekannten Umgebung. Der/Die MigrantIn bzw. der Flüchtling verlässt seine/ihre bisher bekannten Sinnzusammenhänge und seinen/ihren Herkunftskontext. Damit verliert er/sie die Orientierung (oder Teile davon) und ist herausgefordert in der Aufnahmegesellschaft neue Sinnbezüge zu entdecken und zu übernehmen. Mit der Emigration geht in der Regel auch der Verlust der (Mutter-)Sprache einher und damit geht auch die kommunikative und soziale Sicherheit verloren. Dies kann eine kommunikative bzw. soziale Isolation und die Entfremdung vom Herkunftskontext zur Folge haben. Des Weiteren wird mit der Emigration die eigene Identität in Frage gestellt, da der identitätsbildende Interaktionsrahmen (eine Gruppe oder Gesellschaft) verloren geht. Dieser Interaktionsrahmen wird insbesondere über Sprache und einem allgemein akzeptierten Handlungsrahmen gebildet. Mit der Emigration geht dieser Interaktionsrahmen verloren, sodass die Herstellung der Identität als Balance und Gleichgewicht zwischen den Erwartungen der anderen und den eigenen Bedürfnissen stark gefährdet ist. Weiterhin gehen mit der Emigration viele soziale Rollen verloren, sodass der/die EmigrantIn hier seinen/ihren sozialisationsbedingten Handlungsspielraum nicht mehr nutzen kann. Als negative Folgen der Emigration lassen sich soziale Desintegration, Verhaltensunsicherheit, Entfremdung sowie psychosoziale Instabilität (vgl. Täubig 2009, S. 31ff.).
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